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Pfadfinderinnen 
Liechtensteins 
Delegiertenversammlung 
in Ruggell 

Ganz  im Zeichen de r  Wahlen so­
wie de r  Abstattung der  statutarisch 
vorgeschriebenen Geschäfte wie die 
Vorlegung de r  Jahresberichte 1982 
steht die diesjährige Delegierten-
Versammlung d e r  Pfadfinderinnen 
Liechtensteins vom Freitag, den  
22. April um 18.45 U h r  im «Ster­
nen» in Ruggell. 

Neben de r  Ernennung von Führe­
rinnen wird auch das Referat über  
Jugendprobleme gehalten von Peter 
Sele vom Jugendamt sicherlich auf 
grosses Interesse der  Versamm­
lungsteilnehmer stossen. Das  
Schlusswort hält die Präsidentin der  
Pfadfinderinnen Liechtensteins. 
I .D .  Prinzessin Nora.  

Bundeskanzler Helmut Kohl besuchte Liechtenstein 
Treffen mit Regierungschef Brunhart, Empfang durch den Landesfürsten auf Schloss Vaduz 

Morgen im TaK: 

«Schweig, 
Bub!» 

Nur noch wenige Karten gibt e s  
für die Vorstellung von «Schweig, 
Bub!» morgen, Donnerstag, 
14. April, 20 Uhr.  Theaterfreude,  
die die erfolgreiche Eigenproduk­
tion noch nicht gesehen haben, kön­
nen ab sofort Karten für die weite­
ren drei Vorstellungen am Donners­
tag, 28. April, Freitag, 29. April 
und Samstag, 30. April,  jeweils 20 
Uhr,  reservieren. (Am 19. April ist 
das Ensemble eingeladen, mit 
«Schweig, Bub!» in de r  Stadthalle 
Dornbirn zu gastieren.) Ein ebenso 
vergnüglicher wie eindrücklicher 
Theaterabend steht mit diesem 
Volksstück von Fitzgerald Kusz in 
der  Dialektbearbeitung und Regie 
von Alois Büchel bevor.  

Karten sind erhältlich beim T a K ,  
Tel. 2 41 69, 15 bis 19 Uhr .  

Vor dem Abschluss seines jährlichen 
Kuraufenthaltes in Schruns (Montafon) 
stattete der deutsche Bundeskanzler Hel­
mut Kohl am Dienstag vormittag unse­
rem Lande einen privaten Besuch ab. Die 
Liechtenstein-Visite kam auf Einladung 
von Regierungschef Hans Brunhart zu­
stande, mit dem der prominente Gast am 
Vormittag zusammentraf. Anschliessend 
wurde Dr. Helmut Kohl von S. D .  dem 
Landesfürsten und von Erbprinz Hans 
Adam auf Schloss Vaduz empfangen. 

Nach einem Mittagessen, das  Bundes­
kanzler Kohl und de r  ihn begleitende 
Staatssekretär Jenninger im Hotel-Re-
staurant Real einnahmen, kehrten die 
deutschen Gäste wieder zurück nach 
Schruns, wo sich Helmut  Kohl au f  seinen 
kurz bevorstehenden Arbeitsbesuch in 
Washington vorbereitet. D e r  USA-Be-
such beginnt a m  Donnerstag. 

Neben dem Fortgang einer Reihe von 
Fragen zu den Genfer  Verhandlungen, 
insbesondere die amerikanische Forde­
rung nach restriktiveren Exportbestim­
mungen für den Osthandel, der  Agrar-
streit zwischen der  E G  u n d  den U S A  
sowie auch die Zurückhaltung d e r  USA 
gegenüber einem Abschluss de r  KSZE-
Folgekonferenz in Madrid,  werden nach 
neuesten Informationen doch einen we­

sentlichen Teil d e r  Gespräche füllen, die 
de r  Bundeskanzler mit Präsident Ronald 

Reagan, Aussenminister George Shultz, 
Verteidigungsminister Caspar Weinber-

Im Rahmen seines inoffiziellen Besuches wurde der deutsche Bundeskanzler Helmut 
Kohl am Dienstag vormittag auch von S. D. Fürst Franz Josef II. und von S. D .  
Erbprinz Hans Adam a u f  Schloss Vaduz empfangen. Für Dr. Helmut Kohl (Mitte) 
war es der zweite Besuch au f  dem Schloss, nachdem er bereits vor zwei Jahren, damals 
als Oppositionsführer, im Rahmen einer Einladung des Internationalen Liechtensteiner 
Presseclubs (LPC) im Lande weilte. 

ger und Finanzminister Donald Regan 
führen wird. 

Insgesamt zielt der  Kurzbesuch von 
rund 25 Stunden darauf ab,  den  Weltwirt­
schaftsgipfel in Washington vorzuberei­
ten und einen erfolgreichen Ablauf  si­
cherzustellen. In Bonn wurde am Diens­
tag darauf hingewiesen, dass die amerika­
nische Regierung selbst zu diesem Besuch 
eingeladen ha t .  

Kohl, der  kurz vor Ostern seine Kur  in 
Schruns begann, die ihn einige seiner 
Pfunde kosten soll, hat  bereits engste 
Mitarbeiter an den Urlaubsort gebeten,  
um die Marschroute d e r  Gespräche abzu­
stimmen. Wegen dieser Vorbereitungen 
ist auch die wöchentliche Sitzung des 
Bundeskabinetts a m  Mittwoch wieder ab­
gesagt worden. In Bonn wurde darauf 
hingewiesen, dass sich die neue Regie­
rung zwar gleich nach de r  Vereidigung 
des Kabinetts kürz vor  Ostern konstitu­
iert, seither aber  nicht mehr  getagt hat .  

In den siebziger Jahren hatte Bundes­
kanzler Helmut Schmidt die wöchentli­
chen Sitzungen zur Pflicht gemacht, u m  
wenigstens einmal Informationen auszu­
tauschen. Sie waren auch zwischen den 
EG-Staaten jeweils für Mittwoch verab­
redet worden, um Entscheidungen de r  
Ministerräte gleichzeitig und rechtzeitig 
vorzubereiten. 

Fürsorge: An Institutionen und Meinungen fehlte es nicht 
Der neuen Regierungsvorlage über das Sozialhilfegesetz ging ein umfangreiches Vernehmlassungsverfahren voraus 

Wie es bei den meisten, neu zu fassen­
den oder grundsätzlich zu revidierenden 
Gesetzesvorlagen der Fall ist, so wurde 
auch der Regierungsentwurf für das neue 
Sozialhilfegesetz einer Vernehmlassung 
unterzogen ehe er dem Landtag zur Be­
handlung überwiesen wurde. Dieser wird 
sich am 20. April mit der Vorlage befas­
sen (siehe VOLKSBLATT vom Diens­
tag). Aus dem Bericht über das Ver­
nehmlassungsverfahren kann man nicht 
nur interessante Diskussionsbeiträge zum 
Themenkreis der Sozialhilfe entnehmen. 
Er vermittelt uns auch einen Eindruck 
über die grosse Zahl von Instanzen und 
Institutionen, die direkt und indirekt mit 

Fürsorgefragen in unserem modernen So­
zialstaat befasst sind: 

Im Vernehmlassungsverfahren sind 
von 27 Stellen Äusserungen eingegangen! 

D e r  Schulpsychologische Dienst, die 
Familienberatungsstelle und  de r  Berufs­
verein de r  Psychologen haben den Vor­
schlag gemacht, den fürsorgerischen Frei­
heitsentzug aus dem Sozialhilfegesetz 
herauszunehmen und im Zivilrecht zu re­
geln. Ebenso soll nach dieser Ansicht die 
entsprechende Regelung im Jugendgesetz 
d e m  Zivilrecht zugeordnet werden. Eine 
solche Regelung ist möglich. Es  besteht 
abe r  kein Anlass, von d e r  bisherigen be­
währten Systematik und Praxis abzuge-

Was geht uns der Zivilschutz an . . .  ? 
Fragen z u  einem sehr aktuellen Themenbereich 

Im Bemühen um eine landeseigene Si­
cherheitspolitik ist in Liechtenstein be­
reits grosse Arbeit geleistet worden. Bis 
die grundlegenden Wege und Massnah­
men gefunden und vorgekehrt und zur 
genügenden Wirkungsreife entwickelt 
sein werden, bleibt dennoch Etliches zu 
tun. Dazu gehört insbesondere die Auf­
klärung. Unter diesem Aspekt ist auch 
eine Orientierungsversammlung zum 
Thema «Zivilschutz» zu verstehen, wel­
che am Freitag, den 22. April 1983 im 
Liechtensteinischen Gymnasium, Vaduz, 
stattfinden wird. Als Organisatoren 
zeichnen die beiden Vereinigungen Alt­
herrenschaft der Liechtensteinischen 
Akademischen Verbindung Rheinmark, 
Vaduz, und die Liechtensteinische Inge­
nieur- und Architekten-Vereinigung, Va­
duz. Neben Referaten von Hugo Wal ­
ser ,  Chef des Amtes für Zivilschutz des 

komplexester Teil sein. Wenn wir die täg­
lichen Katastrophenberichte aus aller 
Welt  in dieser Richtung sichten, so ist e r  
zudem als dringlich einzustufen. 

Keine Garantie für Überleben, 
aber Chancen 

D e r  Zivilschutz kann bekanntlich keine 
Überlebens- bzw. Durchhaltegarantien 
bieten, jedoch ernsthafte Chancen. Auf  
jeden Fall unverhältnismässig mehr,  als 
wenn man au f  ihn verzichten zu können 
glaubt. E r  sollte einsatzfähig sein, bevor 
konventionelle und/oder nukleare/chemi­
sche/biologische Gewalthandlungen 
einem Lande erpresserisch angedroht 
werden oder  gar ü b e r  seine oder  auch nur  
über  die Grenzen von Nachbarn herein­
brechen. Glücklicherweise hören u n d  le­
sen wir seit Jahren fortwährend von 
Kriegsereignissen und anderen von Men-

Kantons Thurgau, und Franz T s c h u g - 1  s c h e n  inszenierten Katastrophen «nur a u f  

•"eil ,  lag. HTL, Leiter des Zivilschutz- Distanz». Aüch dass sie meistens zu er-
amtes und der Landesversorgung, gibt es dulden undj auszutragen sind durch die  
•m Rahmen dieses Informationsabends bzw. a u *  ^ m  Rücken einer wehrlosen 
u.a. auch einen Dokumentarfilm des und  vor allem ungeschützten Zivilbevöl-
Bundesamtes für Zivilschutz, Bern, zu Gerung. Schon allein das Risiko mensch­
sehen. 

Zusammen mit d e m  Katastrophen­
schutz, de r  Landesversorgung und dem 
Kulturgüterschutz wird d e r  Zivilschutz 
als eine Hauptstütze d e r  Sicherheitspoli­
tik bezeichnet. E r  dürfte deren am wenig­
sten vertrauter, problematischster u n d  

Jich/technischen Versagens u m  militäri­
sche ode r  auch andere Einrichtungen auf 
unserem Kontinent ruft nach einem best­
möglichen Zivilschutz. Erinnern wir uns 
nu r  unserer Besorgnis um den vo r  weni­
gen Monaten zuerst auf Europa  zusteu­
ernden defekten russischen Satelliten mit 
nukleargetriebenen Installationen. 

Zweckmässige eigene Lösung 
Trotz solcher allgegenwärtiger und  

selbst bei geschicktester Diplomatie auch 
neutrale und  auch nicht mit Waffen ver­
teidigte Staaten nicht verschonender G e ­
fahren kann nur  eine nüchtern-realisti-
sche Auseinandersetzung mit dieser 
Schutzorganisation das eigene Urteilsver­
mögen verbessern helfen. Anderseits ist 
j a  auch zu berücksichtigen, dass sie nicht 
volle Sicherung verheisst, kostspielig und 
organisatorisch wie äusbildungsmässig 
aufwendig ist, die Privatsphäre und  die 
gewohnte Rechtsordnung beschneidet 
und manch weitere Einwände zu gewärti­
gen hat. In  unserer Eigenschaft als Staats­
bürger und Landesansässige, ist eine sol­
che Auseinandersetzung wichtige Vor­
aussetzung, zu einer zweckmässigen 
liechtensteinischen Lösung zu kommen 
u n d  sie schliesslich mitzutragen. 

Zivilschutzfragen gehen uns alle an 
Das  Thema Zivilschutz ist aktueller 

denn je  u n d  geht uns alle an. E s  ist zu 
hoffen, dass sich auch Frauen und  Ju­
gendliche mit ihm befassen und  de r  Ein­
ladung Folge leisten. Entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung wollen die beiden ver­
anstaltenden Vereinigungen im Rahmen 
de r  gelegentlichen Anlässe auf  kulturel­
len oder  Gebieten allgemeinen Interesses 
auch diesem Schutzproblem ein Forum 
verschaffen. 

hen und die Regelung dieser Materie 
nicht in Spezialgesetzen zu belassen. 

Psychologen als Gutachter 
In diesem Zusammenhang wurde de r  

Vorschlag gemacht,  auch den Psycholo­
gen als. Begutachter im Verfahren zur 
Unterbringung in einer Anstalt heranzu­
ziehen. Auch wurde de r  Einwand ge­
macht, dass de r  praktische Arzt  als Gut­
achter nicht genüge und ein Facharzt her­
angezogen werden soll. D a  es sich hier 
um Krankheitsbilder bzw. um Grebre-
chen handelt,  die  zweifelsfrei dem Be­
rufsbild des Arzttes zuzuordnen sind, ist 
es naheliegend, auch den Arzt zur Begut­
achtung heranzuziehen, wobei es letztlich 
dem Richter nach der  Lage des Einzelfal­
les freisteht, einen praktischen Arzt oder  
einen Facharzt gutachtlich zu konsultie­
ren. Hingegen ist im Falle de r  Verwahrlo­
sung nichts dagegen einzuwenden, einen 
Psychologen mit der  Begutachtung zu be­
trauen. Hier sind im Entwurf  keine ein­
schränkenden Bestimmungen enthalten. 

Therapie- und Rehabilitationsplan 
Ebenso wurde von Seiten desselben 

Verbandes vorgeschlagen, im Falle d e r  
Unterbringung in einer Anstalt zwingend 
einen Therpie- u n d  Rehabilitationsplan 
vorzuschreiben. Dies scheint nicht not­
wendig. Sollte nämlich in der  Anstalt, in 
de r  d e r  Kranke untergebracht werden 
soll, keine wirksame Hilfe geboten wer­
den können,  muss sie als nicht geeignet 
im Sinne des Artikels 9 des Entwurfes 
angesehen werden.  

Diskriminierende Begriffe? 
Von zwei Stellen wurden Begriffe wie 

«hilfsbedürftig, Verwahrlosung» etc. als 
diskriminierend empfunden, und es wur­
de de r  Vorschlag gemacht, andere For­
mulierungen zu wählen. Diesem Einwand 
konnte nicht Rechnung getragen werden,  
da  eine Hilfe n u r  gewährt werden darf ,  
wenn ein Bedürfnis danach vorhanden 
ist, also Hilfsbedürftigkeit vorliegt. Dem" 
steht nicht entgegen, diese Hilfen, insbe­
sondere in den Beratungsdiensten, auf 
eine möglichst schonende Weise zu g e - 1  

währen < etwa mit Hilfe eines Organisa­
tionsstatuts, das diesen Interessen Rech­
nung trägt. 

/ 

Rechtsanspruch auf persönliche Hilfe? 
Die Ausführungen über  die persönli­

che Hilfe wurden zum Teil als zu knapp  

und zu wenig ausführlich befunden. In 
diesem Zusammenhang wurde auch die 
Frage aufgeworfen, o b  ein Rechtsan­
spruch auf persönliche Hilfe bestehe.  

(Fortsetzung au f  Seite 2)  

Sass-Seelein 
Sanierung und 
Unterschutzstellung 

Aus unbekannten Gründen hat es im 
Sass-Seelein seit längerer Zeit  kein Was­
ser mehr. Wie dem Informationsblatt 
vom April 1983 de r  Gemeinde Triesen-
berg zu entnehmen ist, ha t  d e r  Gemein­
derat den einhelligen Beschluss gefasst. 
an die Naturschutzkommission des Lan­
des den Ant rag  zu stellen, das Seelein, 
ein Kleinod in unserer Alpenwelt, unter  
Naturschutz zu  stellen. Für  die Erhaltung 
und Sanierung müssten rund 50 000 Fran­
ken aufgewendet werden. Die Natur-
schutzkommission hat  die Erhaltung des  
Sass-Seeleins grundsätzlich begrüsst. Da ­
durch erwartet die Gemeinde Triesen-
berg die Übernahme de r  Sanierungsko­
sten oder  zumindest einen grossen Teil 
derselben durch das Land.  

Steuererklärung 
Kurs über das richtige 
Ausfüllen 

Im Rahmen  seines Jahres-Kurs-
programms bietet de r  Liechtenstei­
nische Arbeitnehmerverband 
(LANV) u . a .  auch einen Kurs über  
das richtige Ausfüllen d e r  Steuerer­
klärungen an. Nach d e m  1. Kurs d e r  
bereits a m  letzten Montag in 
Eschen stattfand und sehr gut be ­
sucht war,  lädt de r  L A N V  nun z u m  
zweiten Kursabend ein. E r  findet 
a m  nächsten Montag, den  18. April  
im Restaurant «Falknis» in Vaduz  
statt u n d  beginnt u m  19.30 U h r .  
D e r  Kurs dauert  bis e twa u m  22 
Uhr .  Als Referent  wird d e r  Leiter 
des Steueramtes Bruno  Sprenger 
zugegen sein u n d  alle Fragen k o m ­
petent beantworten.  


